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Lic. iur. HSG, Binningen

1. Einleitung
In der Schweiz sind Banken gegenüber
Dritten, und damit auch den Steuerbe-
hörden, in bezug auf die Daten ihrer
Kunden zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet; dies ist allgemein bekannt. Es
gibt aber Fälle, in denen Banken von
Gesetzes wegen zur Auskunft ver-
pflichtet sind. Dies gilt nicht nur im
Rahmen eines Verfahrens im Zusam-
menhang mit Steuerbetrug, sondern
auch im Fall eines Verfahrens wegen
Steuerhinterziehung. Diese Problema-
tik soll im folgenden aufgezeigt wer-
den.

Die Steuerveranlagung erfolgt ent-
weder nach dem Prinzip der Selbstde-
klaration, der amtlichen Veranlagung
oder der gemischten Veranlagung. Die
Einkommenssteuern werden grund-
sätzlich im Verfahren der gemischten
Veranlagung festgesetzt. Die gemisch-
te Veranlagung kombiniert Elemente
der Selbstveranlagung des Steuer-
pflichtigen mit der amtlichen Veranla-
gung durch die Steuerbehörden. Der
Steuerpflichtige meldet im gemischten
Veranlagungsverfahren seine Steuer-
daten selbständig ohne Mitwirkung
Dritter an die Steuerbehörden; die
Steuerbehörden ihrerseits nehmen
dann die Veranlagung aufgrund der
eingereichten Unterlagen bzw. auf-
grund weiterführender eigener Unter-
suchungen selbst vor. 

Die Banken verfügen aufgrund ih-
rer Geschäftstätigkeit über Informatio-
nen über Kundendaten, die für die
Steuerveranlagung relevant sein kön-
nen. Gegenüber dem Kunden besteht
bezüglich der Auskunft kein Problem.
Die Kundenbeziehung beruht in der
Regel auf einem Auftragsverhältnis.
Die Bank ist deshalb verpflichtet, ihren
Kunden die entsprechenden Informa-
tionen bekanntzugeben. Fraglich ist
nun, inwieweit die Bank dazu ver-
pflichtet werden kann, Dritten, im ge-
gebenen Fall den Steuerbehörden, über

steuerrelevante Daten Auskunft zu er-
teilen; dies auch unter Berücksichti-
gung des gesetzlich geschützten Bank-
kundengeheimnisses.

2. Bankengesetz und Bundesgesetz
über die direkte Bundessteuer
Gemäss Art. 47 BankG wird mit Ge-
fängnis bis zu sechs Monaten oder mit
Busse bis zu 50’000 Franken bestraft,
wer ein Geheimnis offenbart, das ihm
in seiner Eigenschaft als Organ oder
Angestellter einer Bank anvertraut
worden ist oder das er in dieser Eigen-
schaft wahrgenommen hat. Banken
sind zunächst nicht befugt, Steuerbe-
hörden Daten ihrer Kunden bekanntzu-
geben. Der Schutz des Bankkunden-
geheimnisses wird aber durch Art. 47
Abs. 4 des BankG eingeschränkt. Ab-
satz 4 statuiert den Vorbehalt eidgenös-
sischer und kantonaler Bestimmungen
über die Zeugnis- und die Auskunfts-
pflicht gegenüber der Steuerbehörde.
Bund und Kantone können Regelun-
gen aufstellen, die es erlauben, dem
Kreis der Geheimnisträger eine Aus-
kunfts- und Zeugnispflicht aufzuerle-
gen. Die schweizerischen Steuerord-
nungen haben aber die Banken nicht
explizit zur Auskunft gegenüber den
Steuerbehörden verpflichtet. Demzu-
folge geht das Bankkundengeheimnis
einer direkten Bescheinigungspflicht
gegenüber den Steuerbehörden vor.
Die Steuerbehörde kann somit trotz
Mahnung die nötige Bescheinigung
von der Bank nicht einfordern.

Das Bundesgesetz über die direkte
Bundessteuer hat in Art. 127 Abs. 2
DBG das gesetzlich geschützte Berufs-
geheimnis ausdrücklich vorbehalten.
Damit ist auch nach Bundessteuerrecht
das Bankkundengeheimnis gewahrt.

Die angeführten gesetzlichen Be-
stimmungen sind im gemischten Ver-
anlagungsverfahren anzuwenden. Wird
die Steuerbehörde aufgrund der einge-
reichten oder fehlenden Steuerunter-
lagen misstrauisch, kann sie ein Ver-
fahren betreffend Steuerhinterziehung
oder Steuerbetrug gegen den Steuer-

pflichtigen eröffnen. In der folgenden
Darstellung wird bezüglich der Aus-
kunftspflicht zwischen dem Veranla-
gungsverfahren und dem in den Steuer-
gesetzen geregelten Steuerstrafverfah-
ren unterschieden.

3. Verfahrensfragen
3.1 Veranlagungsverfahren
Im Veranlagungsverfahren können und
müssen sich die Banken auf das gesetz-
lich geschützte Berufsgeheimnis ge-
mäss Art. 127 Abs. 2 DBG – wozu auch
das Bankkundengeheimnis gehört –
berufen. Die Veranlagungsbehörde
kann sich damit nicht direkt an die
Bank wenden, wenn der Steuerpflich-
tige sich weigert, durch das Bankkun-
dengeheimnis geschützte Bankdaten
zu offenbaren. Die Bank ist damit im
Veranlagungsverfahren nur ihrem Kun-
den gegenüber zur Auskunftserteilung
berechtigt und verpflichtet, nicht aber
der Steuerbehörde gegenüber.

3.2 Steuerstrafverfahren
3.2.1 Allgemeines: Das schweizerische
Steuerstrafrecht unterscheidet drei Ka-
tegorien von Steuerdelikten. Sie kön-
nen im allgemeinen in folgende Sach-
verhalte eingeteilt werden:

a) Ordnungswidrigkeiten sind Verstös-
se gegen steuerrechtliche Vorschriften,
die weder als Steuerhinterziehung
noch als Steuer- bzw. Abgabebetrug
qualifiziert werden können und als
Verletzung von Verfahrenspflichten
bezeichnet werden.

b) Steuerhinterziehung liegt vor, wenn
der Steuerpflichtige durch inhaltlich
unwahre Angaben oder Verletzung von
Verfahrenspflichten eine ungenügende
Versteuerung herbeiführt.

c) Steuer- bzw. Abgabebetrug begeht,
wer die Steuerbehörden zum Zweck
der Steuerhinterziehung mit betrügeri-
schen Mitteln, insbesondere falschen,
gefälschten oder verfälschten Urkun-
den, täuscht bzw. arglistig irreführt.
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3.2.2 Ordnungswidrigkeiten
Eine Ordnungswidrigkeit ist die Verlet-
zung einer Verfahrenspflicht. Verfah-
renspflichten werden verletzt, wenn
die Steuererklärung nicht eingereicht,
die entsprechenden und verlangten Be-
lege nicht eingereicht oder die Be-
scheinigungs-, Auskunfts- oder Melde-
pflichten nicht erfüllt werden. Begeht
ein Steuerpflichtiger eine solche Ord-
nungswidrigkeit, wird die Steuerbe-
hörde die Unterlagen direkt bei der be-
scheinigungspflichtigen Bank einzu-
fordern suchen. Allerdings bleibt in
diesem Fall das gesetzlich geschützte
Bankkundengeheimnis vorbehalten
und die Bank muss die Lieferung der
entsprechenden Unterlagen verwei-
gern, falls ihr Kunde sich der Heraus-
gabe widersetzt.

3.2.3 Steuerhinterziehung
Die Steuerhinterziehung hat zur Folge,
dass eine Steuereinschätzung zu Un-
recht nicht erfolgt oder eine rechtskräf-
tige Steuerveranlagung aufgrund einer
unvollständigen Deklaration zu tief
ausfällt. Die Steuerhinterziehung ist
kein Vergehen und wird daher auch
strafrechtlich nicht verfolgt. Deshalb
kann sich die Bank auch im Verfahren
der Steuerhinterziehung gegen einen
Kunden auf das gesetzlich geschützte
Bankkundengeheimnis berufen.

Mit dem Rundschreiben der Eidge-
nössischen Steuerverwaltung vom 11.
Februar 1993 ist allerdings das For-
mular 13b «Vollständigkeitsbescheini-
gung» für Banken und Vermögensver-
walter eingeführt worden. Diese Voll-
ständigkeitsbescheinigung enthält eine
Strafandrohung an die Banken und be-
zweckt als subsidiäres Zwangsmittel,
dass die betreffende Bank sämtliche
Rechtsgeschäfte mit dem Steuerpflich-
tigen während eines bestimmten Zeit-
raums auflistet.

Die Vollständigkeitserklärung kon-
kretisiert die Mitwirkungspflicht des
Steuerpflichtigen und nicht der Bank.
Die Steuerbehörden sind damit nicht
berechtigt, die Vollständigkeitsbeschei-
nigung direkt von der betreffenden
Bank einzufordern. Die Steuerbehör-
den können die Vollständigkeitsbe-
scheinigung unter den folgenden, ku-
mulativ gegebenen Voraussetzungen
verlangen:

1.) Der Steuerpflichtige hat sich gewei-
gert, den Steuerbehörden glaubhafte
Nachweise betreffend Fragen zur Ein-
kommens- und Vermögenssituation im
Zusammenhang mit der Veranlagung
zu liefern.

2.) Es besteht eine nachweisliche Ge-
schäftsbeziehung zu einer Bank.

3.) Es muss ein begründeter Verdacht
für eine vollendete oder versuchte
Steuerhinterziehung vorliegen.

Weigert sich die Bank, das Formular
13b auszufüllen, oder füllt sie dieses
aus Fahrlässigkeit unvollständig oder
falsch aus, so wird ihr gemäss Art. 174
i.V.m. Artikel 181 Abs. 1 DBG eine
Ordnungsbusse bis zu 1000 Franken
und in schweren Fällen oder bei Rück-
fall bis zu 10’000 Franken auferlegt.
Wird die Bescheinigung vorsätzlich
oder eventualvorsätzlich falsch oder
unvollständig ausgefüllt, wird die
Bank nach Art. 177 i.V.m. 181 Abs. 2
DBG mit einer Busse bis zu 10’000
und in schweren Fällen oder bei Rück-
fall mit einer Busse bis zu 50’000 Fran-
ken belegt. Damit hebelt die Vollstän-
digkeitsbescheinigung Formular 13b
das gesetzlich garantierte Bankkun-
dengeheimnis aus.

3.2.4 Steuerbetrug 
Der Steuerbetrug wird als Vergehen
qualifiziert. Zum Zweck der Steuer-
hinterziehung verwendet der Steuer-
pflichtige betrügerische Mittel, um die
Veranlagungsbehörde zu täuschen. Für
die Täuschung verwendet der Steuer-
pflichtige gefälschte, verfälschte oder
inhaltlich unwahre Urkunden.

Die Verfolgung und Ahndung des
Steuerbetrugs erfolgt durch die kanto-
nalen Strafverfolgungsbehörden; das
Verfahren stützt sich auf das kantonale
Verfahrensrecht. Banken haben in die-
sem Rahmen kein Zeugnisverweige-
rungsrecht und sind deshalb zur Aus-
sage, Auskunft und Herausgabe von
Unterlagen verpflichtet.

3.2.5 Besondere Untersuchungsmass-
nahmen der Eidgenössischen Steuer-
verwaltung
Besteht ein begründeter Verdacht, dass
schwere Steuerwiderhandlungen be-

gangen wurden oder dass zu solchen
Beihilfe geleistet oder angestiftet wur-
de, kann der Vorsteher des Eidgenössi-
schen Finanzdepartements die Eidge-
nössische Steuerverwaltung ermäch-
tigen, in Zusammenarbeit mit den
kantonalen Steuerverwaltungen eine
Untersuchung durchzuführen. Als
schwere Steuerwiderhandlung sind
insbesondere die fortgesetzte Hinter-
ziehung grosser Steuerbeträge und die
Steuervergehen zu betrachten. Die
Untersuchung gegenüber den am Ver-
fahren nicht beteiligten Dritten – und
damit gegen die Bank – richtet sich
nach dem Verwaltungsstrafrechts-
gesetz.

Das Bundesgericht geht davon aus,
dass die Wahrung des Berufsgeheim-
nisses gemäss Verwaltungsstrafgesetz
für den Bankier nicht gilt und diese Be-
stimmung als «lex specialis» den Be-
stimmungen des Bundesgesetzes über
die direkte Bundessteuer vorgeht, wes-
halb das Bankkundengeheimnis im
Rahmen der besonderen Untersu-
chungsmassnahme nicht geschützt ist.
Diese Auffassung wird seitens der
Schweizerischen Bankiervereinigung
anerkannt.

4. Zusammenfassung
Als Schlussfolgerung kann festgestellt
werden, dass die Auskunftspflicht der
Banken gegenüber Dritten bereits bei
der versuchten Steuerhinterziehung
gegeben sein kann. Die Steuerbehör-
den können ausserdem mit dem For-
mular 13b eine Bank zwingen, sämtli-
che Bankverbindungen eines Kunden
aufzulisten und den Steuerbehörden
bekanntzugeben. Auch die besondere
Untersuchungsmassnahme der Eidge-
nössischen Steuerverwaltung hat weit-
reichende Auskunftspflichten seitens
der Bank zur Folge, und dies nicht nur
im Falle eines Steuerbetrugs. Im Ein-
zelfall wird ein betroffenes Bankinsti-
tut sorgfältig abzuklären haben, wie es
sich im Interesse des Bankkunden zu
verhalten hat..
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